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	18. Februar 2014
Schriftliche Kleine Anfrage
des Abgeordneten Dennis Thering (CDU) vom 11.02.2014
und Antwort des Senats
- Drucksache 20/10844 -


Betr.:
Die Einwendungen gegen den Bebauungsplanentwurf Wellingsbüttel 16 gehen weiter
Auch bei der zweiten öffentlichen Auslegung zum Bebauungsplanentwurf Wellingsbüttel 16 gab es wieder unzählige Einwendungen aus der Bevölkerung gegen den Bebauungsplan. Der SPD-Senat spricht bei jeder Gelegenheit von einer breiten Bürgerbeteiligung, diesen Worten müssen nun endlich Taten folgen. Die Einwendungen der Bürgerinnen und Bürger in Wellingsbüttel dürfen nicht einfach nur zur Kenntnis genommen oder sogar ignoriert werden, sondern sie müssen tatsächlich in den Bebauungsplan Wellingsbüttel 16 einfließen.
So gibt es weiterhin in der Friedrich-Kirsten-Straße in Wellingsbüttel das berechtigte Anliegen zahlreicher Anwohnerinnen und Anwohner, die fehlgeleiteten und ungerechten Auswirkungen des Bebauungsplanentwurfs Wellingsbüttel 16 zu verhindern. Der Senat und die Bezirksverwaltung müssen die hier erfolgten Einwendungen der Betroffenen im Bebauungsplan berücksichtigen. Bereits die Bebauung am Wibbeltweg in Wellingsbüttel hat in der Vergangenheit gezeigt, dass die berechtigten Anliegen der Bürgerinnen und Bürger vom Senat und der Bezirksverwaltung nicht ernst genommen werden. Dies muss sich nun dringend ändern. 
Vor diesem Hintergrund frage ich den Senat:
1. Wie viele Einwendungen aus der ersten öffentlichen Auslegung des Bebauungsplanentwurfs Wellingsbüttel 16 wurden im erneut ausgelegten Bebauungsplanentwurf durch Änderungen desselben berücksichtigt und welche waren dies? Welche Einwendungen wurden nicht berücksichtigt und warum nicht?

Die gewünschten Informationen können den Drs. XIX-4195, XIX-4328 und XIX-4515 sowie den darauf bezogenen Beschlüssen des Planungsausschusses der Bezirksversammlung Wandsbek entnommen werden.
Diese stehen im Informationssystem „Allris“ (http://ratsinformation.web.hamburg.de:86/bi/allris.net.asp) zur Verfügung.

2. Wie viele Einwendungen sind gegen den Bebauungsplanentwurf Wellingsbüttel 16 bei der erneuten öffentlichen Auslegung bei den zuständigen Behörden eingegangen?

Es sind 83 Stellungnahmen eingegangen.
3. Wogegen richten sich diese Einwendungen genau (bitte für jede einzelne Einwendung angeben)? Bei wie vielen handelt es sich um die gleichen Einwendungen, die bereits bei der ersten öffentlichen Auslegung aufkamen, und bei wie vielen um Einwendungen gegen erfolgte Änderungen nach der ersten Einwendungsfrist?

Die Auswertung der Stellungnahmen durch das zuständige Bezirksamt ist noch nicht abgeschlossen. 
4. Wie verfährt die zuständige Behörde mit den eingegangenen Einwendungen und bis wann werden die Einwendungen beantwortet?

Die fristgerecht eingegangenen Stellungnahmen werden erfasst, ausgewertet und zu diesen unter Beteiligung der Behörden jeweils ein Abwägungsvorschlag erarbeitet. Dieser wird den zuständigen Gremien des Bezirksamts zur Behandlung und ggf. Beschlussfassung unterbreitet. Nach Abschluss des Bebauungsplanverfahrens werden die Verfasserinnen und Verfasser der Stellungnahmen über das Ergebnis unterrichtet.

5.
Welche Änderungen zum erneut öffentlich ausgelegten Bebauungsplanentwurf Wellingsbüttel 16 wurden aufgrund der Einwendungen bereits vorgenommen?

Keine. Über mögliche weitere Änderungen des Bebauungsplanentwurfes kann erst nach Auswertung der Stellungnahmen und unter Beteiligung der zuständigen bezirklichen Gremien entschieden werden.

6.
Ist bedacht worden – insbesondere im Hinblick auf große Grundstücke im gesamten Planungsbereich wie zum Beispiel in erheblichem Maße Grundstücke in der Friedrich-Kirsten-Straße und auch in anderen entsprechenden Lagen wie Up de Worth, Rabenhorst und Pfeilshofer Weg –, dass die Veränderung von der bisherigen GRZ mit den danach möglichen Bau- und Nutzungsmöglichkeiten zu den nunmehr vorgesehenen Bauflächenbeschränkungen gegebenenfalls zu unrechtmäßigen Einschränkungen und Eingriffen in die bestehenden Eigentums- und Nutzungsrechte führt? 


Wenn ja, warum ist bei derartigen Grundstücken nicht die Beibehaltung der seit Jahrzehnten bewährten GRZ erfolgt?

Die Auffassung, dass unrechtmäßige Einschränkungen und Eingriffe erfolgen würden, wird vom zuständigen Bezirksamt nicht geteilt.

7.
Die Festsetzung der absoluten Wohnungszahl soll laut Planbegründung mindestens der jeweiligen Bestandssituation entsprechen. In der Friedrich-Kirsten-Straße befindet sich auf der nördlichen Seite in sieben von 13 Häusern mehr als eine Wohnung. 


Weshalb erfolgt in dem Bebauungsplanentwurf Wellingsbüttel 16 eine Begrenzung von maximal einer Wohnung je Wohngebäude für diese Grundstücke und damit eine Missachtung der Bestandssituation? Gab es hiergegen bereits Einwendungen? 


Wenn ja, welche und wie wurde beziehungsweise wird mit diesen Einwendungen umgegangen und warum in dieser Weise?

Nach der im Jahre 2010 abgeschlossenen gutachterlichen Strukturanalyse ist im genannten Bereich der Bautyp des großzügigen Einfamilienhauses vorherrschend. Einzelne Überschreitungen der vorgesehenen zulässigen Wohnungszahl rechtfertigen nicht zwingend eine Abkehr von der städtebaulichen Zielsetzung, an dieser Stelle die prägende Baustruktur zu erhalten. Stellungnahmen zur vorgesehenen höchstzulässigen Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden wurden im Rahmen der ersten öffentlichen Auslegung für die Bebauung nördlich der Friedrich-Kirsten-Straße nicht abgegeben. Zur erneuten öffentlichen Auslegung siehe Antwort zu 3.
8.
Neben der Begrenzung von maximal einer Wohnung je Wohngebäude für die Grundstücke auf der nördlichen Seite der Friedrich-Kirsten-Straße ist die Grundfläche der Gebäude auf maximal 250 m² begrenzt. Auf der südlichen Seite der Friedrich-Kirsten-Straße liegt hingegen im Bebau-ungsplanentwurf Wellingsbüttel 16 eine Begrenzung der Wohnfläche auf maximal 150 m² vor, obwohl die Grundstücke dort nicht kleiner sind, gleichzeitig sind jedoch zwei Wohnungen je Wohngebäude zulässig. Wie rechtfertigt der Senat diese Ungleichbehandlung der Grundstücke auf den gegenüberliegenden Straßenseiten?

Die im Bebauungsplanentwurf vorgesehenen Festsetzungen folgen den in der Begründung zum Bebauungsplanentwurf dargelegten städtebaulichen Zielen, auch unter Würdigung der Ergebnisse der gutachterlichen Strukturanalyse. Dabei können unterschiedliche Sachverhalte und Ausgangslagen auch zu unterschiedlichen Festsetzungen führen. Die zulässige Grundfläche für bauliche Anlagen ist nicht identisch mit der Wohnfläche.

9.
Auf dem Grundstück Friedrich-Kirsten-Straße 10 a wurde in der ersten öffentlichen Auslegung des Bebauungsplanentwurfs Wellingsbüttel 16 der Festlegung eines zusätzlichen Baufeldes mittig des Grundstücks aus Gründen des Planungsziels des Strukturerhalts widersprochen. Gleichzeitig widerspräche die unmittelbare Nähe zum Landschaftsschutzgebiet solch einem Baufeld auf diesem Grundstück. In der Fassung der erneuten öffentlichen Auslegung des Bebauungsplanentwurfs Wellingsbüttel 16 ist dieses Baufeld jedoch ausgewiesen. Weshalb kam es zu dieser Änderung des Bebauungsplanentwurfs Wellingsbüttel 16, obwohl dies dem Planungsziel des Strukturerhalts eindeutig widerspricht und wie begründet die zuständige Fachbehörde diese Änderung?

Die im Rahmen und in Folge der ersten öffentlichen Auslegung vorgetragenen Stellungnahmen mehrerer Grundeigentümerinnen und Grundeigentümer im Bereich der Friedrich-Kirsten-Straße waren Anlass, einige der vorgesehenen Festsetzungen in diesem Bereich nochmals zu überprüfen. Im Ergebnis erscheint dem zuständigen Bezirksamt auf dem fraglichen Grundstück auch angesichts östlich angrenzender, bereits vorhandener rückwärtiger Bebauungen ein einzelner zusätzlicher Bauplatz als städtebaulich vertretbar.

10.
Für das im Bebauungsplanentwurf Wellingsbüttel 16 auf dem Grundstück Friedrich-Kirsten-Straße 10 a ausgewiesene Baufeld soll nun zusätzlich eine Drehung gewünscht sein, sodass dieses Baufeld parallel zum Landschaftsschutzgebiet liegt. Gibt es bereits eine Entscheidung bezüglich der nunmehr beabsichtigten Verschwenkung dieses Baufelds auf dem oben genannten Grundstück? 


Wenn ja, wie lautet diese und mit welcher Begründung? 


Wenn nein, wann wird darüber entschieden und gibt es bereits eine Tendenz?

Nein, siehe Antwort zu 3.

11.
Sind bei der Aufstellung des Bebauungsplanentwurfs Wellingsbüttel 16 die grundrechtlich geschützten Eigentums- und bestehenden Nutzungsrechte der betroffenen Bürgerinnen und Bürger berücksichtigt worden?


Wenn ja, wie und in welchem Umfang?

Wenn nein, warum nicht?

Ja, mit dem ihnen jeweils im Rahmen der Abwägung nach § 1 Absatz 7 des Baugesetzbuchs zukommenden Gewicht. Spezifische Nutzungsverhältnisse können nur Eingang in die Planung finden, sofern diese bekannt und städtebaulich relevant sind.

12.
Gemäß der Bekanntmachung der erneuten öffentlichen Auslegung des Bebauungsplanentwurfs Wellingsbüttel 16 im Amtlichen Anzeiger Nummer 92 vom 19.11.2013 konnten gemäß § 4a Absatz 3 Satz 2 Bau-GB „Anregungen nur zu dem gegenüber der ersten öffentlichen Auslegung geänderten Teil des ausliegenden Bebauungsplanentwurfs“ abgegeben werden. Gemäß der Bekanntmachung der Berichtigung der erneuten öffentlichen Auslegung des Bebauungsplanentwurfs Wellingsbüttel 16 im Amtlichen Anzeiger Nummer 94 vom 26.11.2013 konnten „Stellungnahmen zu dem ausliegenden Bebauungsplanentwurf“ abgegeben werden. Bedeutet dies, dass die Bürgerinnen und Bürger ihre sämtlichen Einwendungen gegen den Bebauungsplanentwurf in der Fassung der ersten öffentlichen Auslegung hätten wiederholen beziehungsweise erneut vortragen müssen, sofern diese keine Berücksichtigung gefunden haben, damit sie mit ihren bereits vorgebrachten Einwendungen in einem etwaigen späteren Normenkontrollverfahren nach § 47 Absatz 2a VwGO nicht ausgeschlossen werden? 


Wenn ja, warum wurde dann auf diese Rechtsfolge nicht ausdrücklich hingewiesen?

Nein. Einwendungen, die im Rahmen der ersten öffentlichen Auslegung des Bebauungsplanentwurfes fristgerecht vorgetragen worden sind, können grundsätzlich Gegenstand eines Normenkontrollverfahrens werden. Sofern diese bei einer erneuten öffentlichen Auslegung des Bebauungsplanentwurfes nicht wiederholt werden, führt dies allein nicht zur Unzulässigkeit des Normenkontrollantrags.
13.
Wann ist mit einem endgültigen Inkrafttreten des Bebauungsplans Wellingsbüttel 16 zu rechnen?

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens sind noch verschiedene Schritte vorgesehen, deren Dauer und Ergebnisse nicht abschließend prognostiziert werden können; siehe auch Antworten zu 3., zu 4. und zu 5. Daher ist eine abschließende Prognose zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Bebauungsplans gegenwärtig nicht möglich.
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